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Berlin Stand 27.04.2026 

Nahwärme versus Fernwärme?  
Am Beispiel der Wärmewende in Charlottenburg-Wilmersdorf 

 
Kurz-Statement: 
Sebastian Bartels, Geschäftsführer des Berliner Mietervereins e.V. (BMV) 
„Mieterinnen und Mieter zahlen letztlich den Preis, können aber nicht mitbestimmen. Daher ist es für 
sie umso wichtiger, zu erfahren, welche Heizungsart die günstigste für ihre Wohnung ist.“  
Denn es macht preislich einen großen Unterscheid, ob Wohnhäuser durch Fernwärmeleitungen aus 
den BEW-Kraftwerken beheizt werden, wobei nach wie vor überwiegend (bis zu 70%) fossile Brenn-
stoffe eingesetzt werden, oder alternativ mit sogenannter kalter Nahwärme, die aus Abwasserkanälen, 
Rechenzentren, Solarenergie oder oberflächennaher Geothermie gewonnen wird und die mittels lo-
kaler Wärmepumpen auf bis zu 70 Grad Celsius im Vorlauf gebracht wird. Allein zwischen Fernwärme 
mit derzeit rund 17 Cent/m² und Wärmepumpen, die Wärme für rund 14 Cent/m² produzieren können, 
machen für Mietende in Zeiten einer sich verschärfenden Energiekrise einen Unterschied – bis zu eini-
gen hundert Euro jährlich.  
Es spricht viel dafür, dass lokale Wärmenetze für Mietende im Einzelfall und bei kluger Planung mit-
tel- und langfristig günstiger als Fernwärme sein können. Der BMV vermisst vor diesem Hintergrund 
eine grundlegende und öffentliche Stellungnahme der Berliner Energie und Wärme BEW GmbH zu dem 
Thema, nach welchen Kriterien in sogenannten Prüfgebieten der Wärmeplanung zwischen Nah- und 
Fernwärme abzuwägen ist. Als Landesunternehmen muss die BEW sich zudem transparent zu Aus-
bauplänen und Alternativen positionieren. Der Senat sollte eine Stabsstelle einrichten, welche die 
absehbaren Konflikte zwischen Nah- und Fernwärmekonzepten unter Einbeziehung der Bezirke und 
der BEW löst. Außerdem sollten die Bezirke durch koordinierende Wärme-Lotsen die konkrete Ausge-
staltung des kommunalen Wärmeplans unterstützen.  
 
Begründung:  
Nach einer Halbjahreserhebung der Techem blieb der durchschnittliche Verbrauch in der der Heizkos-
tenperiode 2025/2025 zwar auf dem Niveau des Vorjahres – dennoch zahlen Mieter:innen mehr:  in 
Berlin um durchschnittlich 7,5%.  Fernwärme wurde um 0,8% teurer. Die BEW erhöhte die Preise im 
01.01.26 um 1,9%; im Januar 2027 steht die nächste Preiserhöhung an – genau in dem Jahr, in dem 
zusätzlich die Kosten des Irankrieges und des kalten Winters 2025/2026 durchschlagen werden.  
Auch Nahwärme ist zwar nicht kostenlos und mit Anfangsinvestitionen verbunden; aber Preissteige-
rungen sind durch räumlich überschaubare Quartierslösungen grundsätzlich besser kalkulierbarer. 
Zudem: Beim kalten Nahwärmenetz müssen die Wärmeleitungen nicht isoliert sein. Dadurch hat das 
Netz praktisch keine Wärmeverluste und der Wärmeleitungsbau ist preisgünstiger als bei einem war-
men Netz. Ein weiterer Vorteil von kalter Nahwärme ist, ist, dass sie im Sommer oder bei sonstigem 
Bedarf (z.B. in Krankenhäusern) auch zur Gebäudekühlung eingesetzt werden kann.  
Zudem stehen für den Bau kalter Nahwärmenetze viele kommunale Flächen, wie z.B. Sportplätze, 
Schulen, andere kommunale Einrichtungen oder auf Grünstreifen zwischen Fahrbahnen zur Verfügung. 
Werden dort ohnehin Tiefbauarbeiten geplant, sollte die Errichtung eines Nahwärmenetzes von vorn-
herein mitbedacht und durchgeführt werden.  
Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf hat 2025 für die Quartiere Mierendorff-Insel und Klause-
ner Platz mittels einer Studie der RWTH Aachen nachweisen können, dass rein konventioneller Fern-
wärmeversorgung unter der Annahme aktueller Preis- und Emissionsdaten in den meist nicht um-
fassend modernisierten Gebäuden die höchsten Emissionen verursachen würde. Das Szenario 6 der 
Studie, das auf einer kalten Nahwärmeversorgung mit Abwasserwärmenutzung und dezentralen Wär-
mepumpen basiert, würde Wärmegestehungskosten zwischen 14,16 ct/kWh (Niedrigpreisszenario) 
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und 14,22 ct/kWh (Hochpreisszenario) verursachen, letztere Wärmegestehungskosten wären zurück-
zuführen auf die zusätzlichen Infrastrukturkosten für das kalte Nahwärmenetz. Nahwärme scheint so-
mit Preisvorteile für Mieter:innen mit sich zu bringen.  
 
Die Bezirke sollten daher eine tragende Rolle beim Ausbau von Nahwärmenetzen spielen: Denn für 
Genossenschaften ist deren Ausbau vor einer schwierigen Förderkulisse zunehmend schwer; am här-
testen trifft es gerade die Programme, die Haushalte, Kieze und kleine Eigentümer:innen begleiten 
sollen. In der Maßnahmengruppe „Klimaschutz, Klimaanpassung und Wärmewende“ streicht Berlin die 
Mittel um 75% im Jahr 2026 und um 80 Prozent im Jahr 2027. Diese Maßnahmen umfassen unter 
anderem den Ausbau der Solarenergienutzung sowie der Umsetzung kommunaler Wärmepläne. Damit 
baut die Stadt die konkrete Unterstützung vor Ort massiv ab – ausgerechnet in dem Moment, in dem 
die Anforderungen steigen. Besonders kritisch sind die geplanten Kürzungen beim EU-kofinanzierten 
Programm BENE (Berliner Programm für Nachhaltige Entwicklung). Dieses Programm fördert Pro-
jekte, die Klimaschutz sowie soziale Entwicklung verbinden und tief in die Alltagsrealität von Mieter:in-
nen hineinwirken – so wurden Mittel auch für Eichkampf-Projekt beantragt.   

Für die laufende Förderperiode 2021 bis 2027 stehen bis zu 210 Millionen Euro EU-Mittel bereit, die 
Berlin jedoch nur abrufen kann, wenn es seinen Landesanteil von 315 Millionen Euro kofinanziert. Im 
Haushaltsentwurf 2026/27 vorgesehen sind dafür jedoch lediglich 32,3 Millionen Euro. Das Nachsehen 
haben die wenigen laufenden Nahwärmeprojekte – zum Beispiel im Quartier Eichkamp, dessen Be-
wohner:innen sich zur Genossenschaft zusammengeschlossen haben.  

Sebastian Bartels, BMV-Geschäftsführer: „Es geht nicht darum, die Fernwärme und Nahwärme ge-
geneinander auszuspielen. Es geht vielmehr darum, beide Systeme dort passgenau einzusetzen, wo sie 
ihre jeweiligen Vorteile am sinnvollsten entfalten.“  

Zusammengefasst, fordert der Berliner Mieterverein von Politik und BEW:  

• Entwicklung transparenter Kriterien durch die BEW zur Frage der Bevorzugung kalter Nahwärme-
netze statt Fernwärmeausbau sowie Unterstützung der Bezirke in Entscheidungsprozessen;   

• Verstärkte Öffnung der Landeseigenen Wohnungsunternehmen für die Wahl eines kommunalen 
Nahwärmekonzepte in ihren Beständen – z.B. im Quartier Klausener Platz (Gewobag); 

• Errichtung einer Stabsstelle im Senat zur Koordinierung der kommunalen Wärmeplanung; 

• Schaffung von „Wärmelotsen“ in den Bezirken und deren finanzieller Sicherung durch den Senat. 
Die Lotsen dienen als Anlaufstellen für Bürger:innen, die eine Nahwärmegenossenschaft gründen 
möchten; 

• Planung kalter Wärmenetze auch durch die bezirklichen Facility-Ämter im Zuge von Bauarbeiten 
an kommunalen Grundstücken; 

• Abrufung der EU-Fördermittel durch Kofinanzierung des Landesanteils von 315 Mio. Euro. 

• Rasche Erarbeitung von kommunalen Modernisierungsfahrplänen für die am schlechtesten ge-
dämmten öffentlichen Gebäude, um als Vorbild und Ideengeber für private Immobilienbesitzer 
und Wohnungsunternehmen zu dienen – mit dem Ziel, Heizkosten zu senken und Nah- sowie Fern-
wärme für Mietende bezahlbar zu gestalten;  

 
Sebastian Bartels,  
Geschäftsführer des Berliner Mietervereins  


